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Für das Nachschlagewerk- 
Nicht für die Amtliche Sammlung

Gesetz: BVO § 1542
Rechtss&tzs Io Der Anspruch des Unfallverletzten gegen den

Schädiger auf Ersatz seines Lohnausfalls 
geht, wenn er eine Unfallrente bezieht, auf 
den Träger der Sozialversicherung auch dann 
über, wenn der Verletzte auf Grund tarifli­
cher Lohnsicherung von dem Unternehmen einen 
Schadensausgleich erhält,

2, Daß der Verletzte wegen Minderung seiner 
Erwerbsfälligkeit eine Unfallrente aus der 
Sozialversicherung bezieht, begründet mangels 
Gleichartigkeit der Ansprüche nicht den 
Rechtsübergang seines Anspruchs gegen den 
Schädiger auf Ersatz unfallbedingter Mehr­
aufwendungen zur Befriedigung des allgemeinen 
Lebensbedarfs *

Aktenzeichen: VI ZR 150/57
Urteil des BGH v, 20. Mai 1958 OLG Koblenz



VI ZH 130/57
V e r k ü n d e t
am 20o Mai 1958 
Kriegl, Justizobersekretär 
als Urkunasbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der Deutschen Bundesbahn? vertreten durch die Bundesbahn­
direktion

Klägerin, Berufungsklägerin, Revisions- 
klägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt

gegen

den Elektromeister Peter W f M P  in DÄHBtertraße A
Beklagten, Berufungsbeklagten, Revisions­
beklagten und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalts Dr» f H H l  -

hat der VI* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 13* Mai 1958 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof.Dr. Meiß und der Bundesrichter 
Dr* Kleinewefers, Dr. Engels, Hanebeck und Dr. Bode

für Recht erkannt?

Die Revision beider Parteien gegen das Teil- 
und Zwischenurteil des 2, Zivilsenats des Ober­
landesgerichts in Koblenz vom 29« März 1957 werden 
zurückgewiesen®

Die Kosten des Revisionsverfahrens werden 
gegeneinander aufgehoben*

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Am 30. Oktober 1951 erlitt der bei der Klägerin da­
mals als Hilfssignalwerkführer beschäftigte und seit dem 
10 Dezember 1956 in das Beamtenverhaltnis übernommene 
Werner S c h ^ ^  durch Verschulden des Beklagten einen Ver­
kehrsunfall, in dessen Folge ihm ein Unterschenkel amputiert 
werden mußte* Die Bundesbahnunfallversicherungsbehörde 
gewährt ihm nach den Bestimmungen der Reichsversichei’ungs- 
ordnung eine Unfallrente. Mit der am 21. Februar 1955 
zugesteilten Klage verlangt die Klägerin vom Beklagten 
deren Aufwendungen in Höhe von 3170,10 DM nebst 4 fo Zinsen 
seit Klagezustellung sowie monatlich 85,20 DM ab 1. März 
1955 erstattet. Nachdem sie eingeräumt hatte, daß S c h ^ P  
auf Grund tariflicher Lohnsicherungsbestimmungen den früheren 
Lohn weiter erhalten hat, obwohl er infolge des Unfalls 
in eine geringer besoldete Lohngruppe eingestuft worden 
ist und Lohnzulagen in Fortfall gekommen sind, hat sie ihr 
Klageverlangen darauf gestützt, daß BchPBP infolge des 
Unfalls Mehraufwendungen.habe, für die der Beklagte auf- 
koißmen müsse« monatlich 15 DM zur Vergütung häuslicher 
Arbeiten, die er nicht mehr selbst verrichten könne, 
sondern durch andere ausführen lassen müsse} monatlich 
5 DM für stärkere Benutzung von Verkehrsmitteln; monatlich 
18 DM für erhöhten Verschleiß an Kleidung und Wäsche.
Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, daß der Anspruch 
des S c h M P  auf Erstattung dieser Mehraufwendungen nach 
§ 1542 RVO auf sie übergegangen sei. Soweit ihre Renten­
leistungen über die genannten Beträge hinausgehen, hat 
die Klägerin zur Begründung ihres Brstattungsverlangens 
geltend gemacht, auch für die allgemeine Minderung der
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Erwerbsfähigkeit müsse der Beklagte Ersatz leisten»

Der Beklagte ist den Rechtsauffassungen der Klägerin 
e nt ge genge treten«

* Das Landgericht hat die Klage abgewiesen»

Im Berufungsverfahren hat die Klägerin ihr Klagebe­
gehren hilfsweise weiter damit begründet, daß Sch^l^ ent­
gegen der von ihr im ersten Rechtszuge irrigerweise zugege­
benen Sachlage doch einen konkreten Verdienstausfall er­
litten habe, da er für die Lohnzulage, die infolge der 
unfallbedingten Einstufung in eine geringere Lohngruppe 
weggefallen sei, durch die Lohnsicherung in Wahrheit keinen 
Ausgleich erhalten habe» Auch den Lohnausfall, für den 
die Lohnsicherung Platz gegriffen habe, müsse der Beklagte 
ersetzen; die Lohnsicherung dürfe ihm nicht zugute kommen« 
Letztlich hat sich die Klägerin darauf berufen, daß Scheuer 
den Schadensersatzanspruch wegen vermehrter Bedürfnisse 
an sie abgetreten habe..

Der Beklagte hat einen konkreten Verdienstausfall 
bestritten und wegen des erstinstanzlichen Zugeständnisses 
der Klägerin die nachgeholte Geltendmachung eines solchen 
Ausfalls als unzulässig und verspätet bezeichnet» Auch 
hat er ihr im Hinblick darauf widersprochen, daß die Klä­
gerin auf Grund einer Porderungsabtretung des S c h ^ ^  den 
von der Lohnsicherung gedeckten Lohnausfall inzwischen 
beim Amtsgericht in Sinzig (4 C 242/55) gegen ihn einge­
klagt habe* Der Beklagte hat endlich eingewendet, die Klagc- 
ansprüche seien ungeachtet zwischenzeitlicher Schadens­
ersatzverhandlungen (§ 17 Abs. 2 StVG) verjährt, soweit 
sie sich auf die Bestimmungen über die Haftung aus uner-



laubter Handlung gründeten

™  «—*■

Das Berufungsgericht hat die Ansprüche der Klägerin 
dem Grunde nach insoweit für gerechtfertigt erklärt» als 
sie auf Ersatz des dem verletzten S c h ^ ^  aus dem Unfall 
entstandenen und etwa weiter entstehenden Verdienstausfalls 
einschließlich der durch Lohnsicherungsklausel gedeckten 
Beträge gerichtet sind» Mit ihren weiter gehenden Ansprüchen 
hat es die Klägerin abgewiesen,,

Gegen das Urteil haben beide Parteien die vom Beru­
fungsgericht zugelassene Revision eingelegt» Die Klägerin 
verfolgt die abgewiesenen Ansprüche weiter; der Beklagte 
erstrebt volle Abweisung der Klage»

Beide 'feile beantragen auch, das gegnerische Rechts­
mittel zurückzuweißen.»

Entscheidungsgründe i

I» Sur Revision des Beklagten»

1» Wie das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, 
ist die Klägerin die frägerin der Unfallversicherung für 
die Versicherten ihres Bereichs (§§ 624, 892 RVO; § 26 Abs..
1 des Bundesbahngesetzes vom 13* Dezember 1951 BGBl I 955)» 
Zur Erfüllung der Aufgaben, die ihr in dieser Eigenschaft 
nach den Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung ob­
liegen, bedient sie sich der Bundesbahnunfallversicherungs-
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Behörde, die an Scheuer die ünfallrente geleistet hat und 
weiter leistet* Diese ist nur Bestandteil ihrer Verwaltung. 
(Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung Bd. II S* 530,
531; BSG Beschluß vom 27« August 1957 2 RU 80/55 in NJW 1957?
1654)« Zu Unrecht bezweifelt daher der Beklagte die Berech­
tigung der Klägerin, die Schadensersatzansprüche gegen ihn 
geltend zu machen, die für Scheuer auf Grund des Unfalls 
gegen ihn erwachsen und vom Rechtsübergang nach § 1542 RVO 
ergriffen worden sind«

2o Das Berufungsgericht hat solche Ansprüche dem 
Grunde nach insoweit bejaht, als sie Lohnausfall zum Gegenstand 
haben« Die Angriffe, die von der Revision des Beklagten hier­
gegen erhoben werden, müssen erfolglos bleiben«

a) Soweit Lohnausfall in Betracht kommt, für den die 
tarifliche Lohnsicherung nicht eingreift, hat das Berufungs­
gericht als bewiesen angesehen, daß das erstinstanzliche 
Zugeständnis der Klägerin durch einen Irrtum veranlaßt war 
und ein solcher Ausfall in noch näher zu bestimmender Höhe 
doch entstanden ist« Diese Würdigung wird von der Revision 
des Beklagten nicht angegriffen* Die Revision rügt jedoch, 
das Berufungsgericht habe das berichtigende Berufungsvorbringen 
der Klägerin unter Verkennung des § 529 ZPO zu Unrecht zu­
gelassen* Hiermit kann sie jedoch nicht gehört werden* Es 
diente weder der Prozeßbeschleunigung noch der Wahrheit und 
widerspräche dem wohlverstandenen Sinn des Gesetzes, wenn 
die Zulassung des Vorbringens, über das vom Berufungsgericht 
auch bereits Beweis erhoben worden ist, nachträglich wieder 
ausgeschaltet würde« Selbst wenn das Vorbringen zu Unrecht 
zugelassen worden wäre, würde dies im Revisionsverfahren 
nicht angegriffen werden können (BGH LM Hr« 3 a zu § 4 Preis­
üb erwVO ) *
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o) Was die durch die unfallbedingte Rückstufung 
eingetretene Verdienstminderung betrifft, für die Sch^|^ 
durch Zahlungen der Klägerin auf Grund des tariflichen Lohn­
sicherungsabkommens einen Ausgleich erhalten hat, so hat 
das Berufungsgericht darin, daß die Klägerin den Minderbe1 • 
trag beim Amtsgericht in Sinzig eingeklagt hat, kein Hinder­
nis für sie erblickt, d.en Anspruch auch im gegenwärtigen 
Rechtsstreit geltend zu machen5 es meint, bei der Verschieden­
heit des Rechtsübergangs - dort Forderungsabtretung, 
hier Legalzession - fehle es an der Identität des Anspruchs«
Ob diese von der Revision bekämpfte Auffassung gebilligt 
werden kann, mag dahinstehen« Denn wie sich aus den Akten 
des Amtsgerichts Sinzig 4 C 242/55 ergibt, hat die Klägerin 
dort die Klage vor mündlicher Verhandlung zurückgenommen.
Das ist allerdings erst im Januar 1958 geschehen, nachdem 
der gegenwärtige Rechtsstreit bereits in die Revisionsin­
stanz gediehen war» Da anderweitige Rechtshängigkeit eines 
Anspruchs aber von Amts wegen zu beachten ist (RGZ 160, 338 
(.344.1)-, muß das Revisionsgericht bei der Prüfung, ob Rechts­
hängigkeit gegeben ist, ebenso wie die Erhebung einer an­
derweitigen Klage auch deren Zurücknahme berücksichtigen 
können« Es wäre prozeßunwirtschaftlich und diente dem Inte­
resse keiner der Parteien, wenn unter teilweiser Aufhebung 
des Berufungsurteils die Klage hinsichtlich dieses Teil- 
anspruchs wegen seinerzeitiger Rechtshängigkeit als unzu­
lässig abgewiesen werden müßte und die Parteien genötigt 
würden, den Streit um diesen Teilanspruch nun noch in einem 
dritten Rechtsstreit auszutragen«

c) Das Berufungsgericht hat mit Recht angenommen, 
daß der Beklagte für die Verdienstminderung, die SchflK 
mit der Einstufung in eine geringere Besoldungsgruppe er­
fahren hat, schadensersatzpflichtig geblieben ist, obwohl
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die Klägerin dem S c h ^ ^  auf Grund des Lohnsicherungsab- 
kommens einen Ausgleich gewährt hat. Die Ausgleichszah­
lungen sind nicht Teil des Lohnes für die von Schfl^ 
geleisteten Dienste, sondern zusätzliche Leistungen sozial­
politischer Fürsorge, Dies kann nicht damit bezweifelt 
werden, daß die Lohnsicherung durch Tarifvertrag verein­
bart war. Denn die tariflichen Lohnsicherungszahlungen 
setzten ja gerade voraus, daß der wirklich verdiente Lohn 
infolge des Unfallereignisses nicht mehr derselbe war wie 
zuvor* Sie standen also außerhalb des Verhältnisses von 
Leistung und Gegenleistung, Die Sachlage entspricht in 
dieser Hinsicht durchaus der in den §§ 6*6 BGB, 63 HGB 
und 133 c GewO geregelten Weiterzahlung von Lohn und Ge­
halt an den zur Dienstleistung nicht mehr fähigen Dienst­
pflichtigen (vgl, Entscheidung des erkennenden Senats BGIIZ 
21, 112 [114 ff]). Wie der Bundesgerichtshof wiederholt 
entschieden hat, dürfen Leistungen sozialer Fürsorge, durch 
die der wirtschaftliche Nachteil eines Schadensfalles 
ausgeglichen werden, ihrer Natur nach nicht dem Schädiger 
zugute kommen (BGHZ 7, 30 [50j j 9, 179 [ 191 ]s 10s 107;
15? 360 [363]; 21, 112 [116 ff]; Urteil des erkennenden 
Senats vom 18. März 1958 VI ZR 197/57, VersR 1958, 311)- 
Es kann keinen Unterschied machen, ob es sich um frei­
willig gewährte Fürsorge handelt oder ob Art und Maß der 
zu gewährenden Fürsorge durch Gesetz oder Vertrag festge­
legt sind (vgl» Hauß in der Anmerkung zu der Entscheidung 
BGHZ 21, 112 Bei EM Hr. 5 zu § 249 [Cb] BGB). Dies gilt 
auch für den Fall einei’ tarifVertraglich festgelegten 
Fürsorge (vgl. BGHZ 13» 360 [365/ 364]).

d) Die Revision vertritt die Ansicht, der Anspruch 
des auf Ersatz des durch die Lohnsicherung aus-

*



geglichenen Verdienstschadens könne darum nicht nach § 1542 
RVO auf die Klägerin als Trägerin der Unfallversicherung 
übergegangen sein» weil Scheuer verpflichtet sei, den vom 
Beklagten zu leistenden Schadensersatz an die Klägerin 
als Unternehmerin abzuführen; der durch fürsorgerische 
Leistungen des Dienstberechtigten gedeckte Lohnausfall 
des Dienstverpflichteten werde nur fingiert, damit nicht 
zugunsten des Schädigers der von ihm angerichtete Schaden 
auf den Dienstberechtigten verlagert werde; der Schadens­
ausgleich dürfe sich daher nur zwischen Verletztem, Unter­
nehmer und Schädiger vollzieheno Nicht auf Grund Rechts­
übergangs nach § 1542 RVO, sondern nur auf Grund Forde­
rungsabtretung könne die Klägerin gegebenenfalls diesen 
Anspruch gegen den Beklagten geltend machen.

Die Revision kann hiermit nicht durchdringen,

Allerdings ist richtig, daß der verletzte Dienst­
verpflichtete im Endergebnis keinen Nachteil erleidet, v/enn 
sein Verdienstausfall durch fürsorgerische Leistungen des 
Dienstberechtigten ausgeglichen wird« Dennoch ist zunächst 
ein Schaden gegeben, der ihm selbst widerfahren ist, und 
es handelt sich nur um die Frage, oh die Leistungen, die 
ihm von dein Dienstberechtigten genährt werden, im «fege der 
Vorteilsausgleichung zu berücksichtigen sind . Wird dies 
verneint, wie es nach den Grundsätzen der oben angeführten 
Entscheidungen nicht anders möglich ist, so bleibt der 
Geschädigte berechtigt, Ersatz des Schadens von dem Schä­
diger zu verlangen. Der Dienstberechtigte kann freilich 
auf Grund des Arbeitsvertrages oder auf Grund der Bestim­
mungen über ungerechtfertigte Bereicherung oder auch nach 
dem Reclrcsgedanken des § 255 BGB berechtigt sein, Abtre­
tung dieses Anspruchs an sich oder Auflieferung dessen 
zu fordern, was der Geschädigte auf seinen Schadensersatz- 
anepi’uch von dem Schädiger erhält (vgl. BGEZ 15, 360 [365]’
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21, 112 [119.))" Darum-kann aber nicht gesagt werden« daß 
der Geschädigte gegenüber dem Schädiger nur eine fingierte 
Gläubigerstellung habe und der Schadensersatzanspruch in 
Wahrheit dem Dienstberechtigten zustehe« Der Schadenser­
satzanspruch des Geschädigten ist nicht in dem Sinne zweck­
gebunden, daß der Geschädigte Leistung nur an den Dienst­
berechtigten fordern dürfe* Es mag dahinstehen, ob er ge­
nötigt wäre, mit einem Begehren dieser Art gegen den Schä­
diger vorzugehen, wenn der Dienstberechtigte es von ihm 
verlangt. Denn jedenfalls ist er nicht gehindert, den An­
spruch für sich geltend zu machen, solange ein solches Ver­
langen von dem Dienstberechtigten nicht an ihn gestellt 
worden ist» Ob der Dienstberechtigte es von ihm verlangen, 
ob er weitergehend .vielleicht die Abtretung des Schadens­
ersatzanspruchs an sich fordern oder Anspruch auf das erheben 
will, was der Schädiger in Erfüllung des Schadensersatzan­
spruchs an.den Geschädigten geleistet hat, steht in seiner 
freien Entschließung. Sieht er hiervon ab, so steht dies 
der freiwilligen färsorgerischen Gewährung des Ausgleichs 
für den Lohnausfall' gleich und gibt dem Schädiger keine 
Einwendungen gegenüber seiner Schadensersatzpflicht. Die 
Voraussetzungen für den Rechtsübergang nach § 1542 RVO 
liegen hiernach vor. Da sich der Eorderungsübergang nach 
dieser Bestimmung - gewissermaßen dem Grunde nach - in dem 
die Ersatzpfiicht des Schädigers auslösenden Zeitpunkt 
vollzieht (vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 22» Okto­
ber 1957 -V I  ZK 222/56 LM Hr. 8 zu § 852 BGB « VersR 1957, 
803 und die dort angeführten Entscheidungen), ist der 
Anspruch des Sch 4 M *  gegen den Beklagten auf Ersatz des 
durch die Lohnsicherung gedeckten Schadens schon im Augen­
blick des Unfalls auf die Klägerin als Trägerin der So­
zialversicherung libergegangen. Eine Eorderungsabtretung

*
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kam gar nicht mehr in Betracht«

Es ist nicht zu verkennen, daß hei dieser rechtli­
chen Gestaltung der ^inge der Träger der Sozialversiche­
rung vor dem Unternehmer zum Zuge kommt, der dem geschä­
digten Dienstverpflichteten Lohnsicherung gewährt0 Wie unter 
ihnen im Streitfälle ein Ausgleich herbeizuführen ist, 
braucht hier jedoch nicht weiter untersucht zu werden, da 
die Klägerin die Stellung des Versicherungsträgers und des 
Unternehmers in sich vereinigt.

e) Die Revision des Beklagten bemängelt, daß die 
Dauer der Rente vom Berufungsgericht nicht zeitlich begrenzt 
worden ist«. Nun gehört allerdings die Dauer der Rente zum 
Grund des Anspruchs, so daß bei der Entscheidung über den 
Grund des Rentenanspruchs (§ 304- ZPO) über die Dauer mit 
befunden werden muß. Doch ist es zulässig, im Grundurteil 
die Entscheidung über die Dauer der Rente dem anschließen­
den Verfahren über die Hohe des Anspruchs vorzubehalten 
(BGHZ 11, 181 [^83])* Das ist hier geschehen. Zwar enthält 
die Entscheidungsformel des Berufungsurteils keinen solchen 
Ausspruch. Doch bringen die Entscheidungsgründe deutlich 
zum Ausdruck, daß das Berufungsgericht die Festlegung der 
Rentendauer für noch erforderlich gehalten und sie nur 
selbst noch nicht vorgenommen hat, weil es der Ansicht ist, 
daß es hierzu erst weiterer Klärung des Sachverhalts im 
Verfahren über die Höhe der Rente bedarf. Damit war der 
notwendige Vorbehalt klar erkennbar gemacht« Es genügte, 
daß er in den Entscheidungsgründen zum Ausdruck gelangte 
(BGH aaO).

f) Da der Beklagte die Einrede der Verjährung nur 
insoweit erhoben hat, als sich seine Haftung über den Rahmen



11

des Straßenverkehrsgesetzes hinaus aus den Bestimmungen 
der §§ 823 ff BGB ableitet? die Klägerin mit ihrem Klage­
begehren aber innerhalb der Grenzen des § 12 StVG bleibtv 
erübrigt es sich, auf die Angriffe der Revision einzugehen, 
mit denen sie die Auffassung des Berufungsgerichts bekämpft, 
daß der Klägerin trotz Ablauf der dreijährigen Frist des 
§ 852 BGB die Einrede der Verjährung nicht entgegengehalten 
werden könne*

II. Zur Revision der Klägerin.

Soweit das Berufungsgericht einen Anspruch der Klä­
gerin wegen allgemeiner Minderung der Erwerbsfähigkeit, - 
unabhängig vom Nachweis eines konkreten Schadens, - verneint 
hat, läßt das Urteil keinen Rechtsfehler erkennen und wird 
es auch von der Revision der Klägerin nicht angegriffen.

Die Klägerin wendet sich mit der Revision iuir dagegen, 
daß ihre Ansprüche nicht auch insoweit für gerechtfertigt 
erklärt worden sind, als sie auf Ersatz der Aufwendungen 
des Scheuer für vermehrte Bedürfnisse gerichtet sind. Sie 
kann hiermit keinen Erfolg haben.

. Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, 
daß der gesetzliche Forderungsübergang nach § 154-2 RVO 
die Gleichartigkeit der dem Versicherten erwachsenen Scha­
densersatzansprüche und der ihm vom Versicherungsträger 
gewährten Leistungen vo raussetzt„ Nur insoweit tritt der 
Versicherungsträger an die Stelle des Verletzten, als er 
ihm auf die vom Schädiger zu ersetzenden Schäden tatsächlich 
geleistet hat oder noch leisten wird (Urteil des erkennen­
den Senats vom 19» November 1955 - VI ZR 134/54 LM Nr. 1

*



zu § 46 AVG = HJW 1956, 219 = VersR 1956, 22 = VRS 10,
24)- Der Gedanke der Schadsnseinheit aus unerlaubter Hand­
lung, wie er im besonderen Hinblick auf die Frage der 
Verjährung seine Bedeutung hat, kann hier entgegen der 
Meinung der Revision nicht verwendet werde;n (so schon RG 
Urteil vom 27* Juni 1941 - XII 23/41 in Ortskrankenkasse 
1941, 398)* Wenn Wussow in dem Aufsatz in Berufsgenossen­
schaft 1935, 331 von jener Grundlage aus zu der Annahme 
gelangt war, daß der Anspruch des Versicherten gegen den 
Schädiger auf Ersatz seiner Schäden eh bloc auf den Ver­
sicherungsträger übergehe, so hat er doch bereits in 
seinen weiteren Veröffentlichungen in Berufsgenossenschaft 
1937, 305 und in DR 1940, 774 und neuestens in seinem 
Unfallhaftpflichtrecht (6- Aufl* TZ 1126) darauf hinge­
wiesen, daß das Erfordernis einer kongruenten Deckung im 
Sinne einer Übereinstimmung nach Zweck und Zeit in ge­
festigter Rechtsprechung bejaht wird* Danach muß aber bei 
dem Schadensersatzanspruch des Verletzten nach der Art der 
ihm erwachsenen Schäden unterschieden und es muß unter­
sucht werden, ob die Leistungen, die ihm der Versiche­
rungsträger gewährt, nach ihrem Zweck der Deckung dieser 
Schäden dienen*

Mit Recht hat das Berufungsgericht die Gleichartig­
keit zwischen den behaupteten Mehraufwendungen des Scheuer 
und der Unfallrente der Klägerin verneint*

Die Verletztenrente wird nach §§ 558 Abs* 1 Ziff« 3, 
559 ff RVO gewährt, wenn und solange die Erwerbsfähig­
keit des Versicherten infolge des Unfalls aufgehoben 
oder mindestens um l/5 gemindert ist. Sie »teilt eine 
gesetzlich geregelte Entschädigung dafür dar, daß der
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Verletzte infolge des Unfalls in seiner Fähigkeit beinträch- 
tigt ist* sich einen Erwerb zu verschaffen» Dabei wird 
nicht auf den tatsächlich eingetretenen Verdienstentgang 
abgestellt, wie dies bei der Bemessung der Schadensersatz­
pflicht des Verantwortlichen nach haftpflichtrechtlichen 
Grundsätzen erforderlich ist, sondern nach Bruchteilen der 
vollen Erwerbsfähigkeit ermittelt, inwieweit der Verletzte 
mit den ihm verbliebenen Kräften auf dem allgemeinen Ar- 
beitsmarkt zumutbar noch in Wettbewerb treten kann» Grund­
sätzlich wird alsdänn die Höhe der Rente auf der Grundlage 
des im letzten Jahre vor dem Unfall erzielten Jahresar­
beitsverdienstes errechnet« Aufwendungen, die dem Verletzten 
wegen gesteigerten Bedürfnisses infolge des Unfalls erwachsen, 
werden neben der gradmäßig festgelegten Erwerbsminderung 
bei der Festlegung der Unfallrente nicht in Anschlag ge­
bracht; so wird die etwa zu zahlende Vollrente aus Gründen 
notwendiger Mehraufwendungen weder erhöht nochbsi einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, die nicht die Grenze der 
Rentenberechtiguhg erreicht, wegen Mehraufwendungen die 
Rente doch gewährt«

Es kann hiernach nicht zweifelhaft sein, daß die Ver­
letztenrente eine laufende pauschale Entschädigung für 
Erwerbseinbuße bezweckt«

Bei den Mehraufwendungen des Schfl^,. deren Ersatz 
die Klägerin vom Beklagten verlangt, handelt es sich dagegen 
um etwas anderes« Wenn er monatlich 15 DM aufwendet, weil 
er gewisse häusliche Arbeiten wie Kohlen- und Kartoffel­
tragen, Einschlagen von Brennholz, Gartenbestellung und 
dergl- nicht mehr selbst verrichten kann und durch jemand 
anders ausführen läßt, so bedeutet dies nicht, daß er in
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dieser Höhe einen Verdienstausfall hätte; davon könnte 
nur die Rede sein, wenn er, wofür nichts vorgetragen ist, 
aus solchen Arbeiten eine Erwerbsquelle gemacht hätte, 
die zu fließen aufgehört hat. Einem Landwirt, der zur Aus­
führung der ihm obliegenden landwirtschaftlichen Arbeiten 
Ersatzkräfte heranziehen muß, kann die Revision den Ver­
letzten SchBH^ nicht gleichstellen» Die genannten Ausgaben 
stellen für ihn vielmehr eine unfallbedingte Mehrbelastung 
zur Befriedigung des allgemeinen Lebensbedarfs dar. Nicht 
anders steht es mit den Mehrkosten von monatlich 18 DM 
infolge verstärkten Verschleißes an Kleidung und Wäsche 
und den Mehrausgaben von monatlich 5 DM für häufigere Be­
nutzung öffentlicher Verkehrsmittel»

Ansprüche auf Ersatz von Aufwendungen der hier gel­
tend gemachten Art sind freilich nicht von jedem Rechts­
übergang nach § 1542 RVO ausgeschlossen» Der Übergang kommt 
da in Betracht, wo der Versicherungsträger gleichgeartete 
Leistungen erbringt» Das kann bei der Unfallversicherung 
im Rahmen der Krankenbehandlung oder auch der Berufsfür­
sorge (§§ 558 Abs» 1 Ziff» 1 und 2, 558 a ff RVO) der Pall 
sein (vgl. Geigel, Haftpflichtprozeß 9* Aufl» S. 502; Wahl 
in Ortskrankenkasse 1941, 433 [437])« An der Gleichartig­
keit des Anspruchs auf Ersatz der hier in Rede stehenden 
Mehraufwendungen fehlt es aber im Verhältnis zur Rente, 
die wegen aufgehobener oder geminderter Erwerbsfähigkent 
geleistet wird (so auch Seitz, Die Ersatzansprüche der 
Sozialversicherungsträger nach §§ 903 und 1542 RVO, 1954 
So 55; Wussow, Unfall*-haftpflichtrecht 6. Aufl. TZ 884; 
Oberbach, Grundlagen der allgemeinen Haftpflichtversicherung 
B 5 So 17; Cranz JW 1936, 3290; Herbert Schneider DR 1936, 
428; a„A- Schieke, Steinbruchs-Berufsgenossenschaft Hanno­
ver, in Berufsgenossenschaft 1951, 194)*
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In dem Urteil vom 19 » November 1955 VI ZR 134/54
(aaO) hat der erkennende Senat bereits entschieden, daß
der Anspruch auf Ersatz von MehraufWendungen ähnlicher nichtArt wie hier auf den Versicherungsträger übergeht, der 
einer nicht mehr berufstätigen Ehefrau ein Ruhegeld 
nach § 46 Ziff. 1 AVG zahlt; der Förderungsübergang ist 
verneint worden, weil das Ruhegeld nur einen Ausgleich 
für die abstrakte Minderung der Berufsfähigkeit darstellt 
und es daher an der Gleichartigkeit der Ansprüche fehlt. . 
Im vorliegenden Falle gilt das gleiche. Auch hier ist 
der Anspruch auf Ersatz der Mehraufwendungen nicht auf 
den Träger der Sozialversicherung übergegangen, sondern 
bei dem Verletzten geblieben»

Daß Scheuer den Anspruch auf Ersatz seiner Mehr­
aufwendungen an die Klägerin rechtswirksam abgetreten 
habe, hat das Berufungsgericht in Würdigung der vorgelegten 
Abtretunj;serklärung rechtsirrtumsfrei verneint. Angriffe 
gegen die Beurteilung werden von der Revision auch 
nicht erhoben®
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Die Revisionen, beider Parteien müssen hiernach 
als unbegründet zurückgewiesen werden«,

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 92, 97 ZPO*

* '«4»

Me iß Dr«. Kleinewefers Engels

Hanebeek Dr« Bode
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